
Stellungnahme der Landessynode 2006 der
Evangelıschen Kırche Rheıinland Fragen

der Europäischen Sıcherheitsstrategie und ZUT

egelung der Europäischen Sıcherheitspolitik
Verfassungsvertrag

„Frıeden wahren Öördern und 1ST das Gebot dem ede polıtı-
sche Verantwortung F} tolgen hat Diesem Friedensgebot sınd alle polıtischen Auyt-
gaben zugeordnet In der Zielrichtung christliıcher Ethık 162 1U der Frieden nıcht
der Krıeg (Friedensdenkschrift der 951 wıederholt „Schrıtte auf dem
Weg des Friedens‘“ 993 und „Friedensethık der Bewährung“

|DITS Landessynode der Evangelıschen Kırche 1111 Rheıinland bıttet dıe Evangel1i-
sche Kırche Deutschland sıch be1 der Bundesregierung und den Urganen der
Europäischen Un1ion weılteren Prozess der Behandlung des lextes des Verfas-
sungsvertrags bel der Umsetzung dıe polıtısche Praxıs nachdrücklıch für

Oorrang der nıcht-milıtärıschen Mıiıttel und Instrumente der Verfassung der
verwenden

Im FEınzelnen geht hıer olgende Maßnahmen
Einführung und Anerkennung der Zivilen Konflıktbearbeitung (prevention of
violent conflıcts) als ausdrückliches Instrument der (Gjemeimsamen Außen und
Sicherheitspolitik (GA>SP)
Verstärkung ıransparenten Parlamentsbeteiuligung auf natıonaler WIC Uu1O-

päischer Ebene be1l den Entscheidungen und der Kontrolle der ASP und der
(Geme1insamen Siıcherheıits und Verteidigungspolıitik (GSVP)
1  e Krısenprävention und 1 senmanagement mıiıt dem Schwerpunkt
nıcht-muilitärischer Aktıons und Reaktionsmöglıchkeıiten
allgemeıne Förderung und Anwendung (maınstreamıng) der Mechanısmen
nıcht-milıtärıischer KonfTflıktbearbeitung auf allen einschlägıgen Feldern der Po-
hıtık
ärkung der Rolle VON und Intensivierung der 7Z7usammenarbeıt MItL Nıchtregie-
rungsorganısatıonen be1l der längerfristigen Krısenprävention und dazu Bereı1t-
stellung VO  — wachsenden Budgetmitteln für kurz- und längerfristige 1senprä-
vention der und der Nichtregierungsorganısationen

Begründung
DiIe Landessynode unterstutzt dıe Betonung des „Frıedens Verfassungs-

vertrag als förderndes 1e] SIC begrüßt dıe Anerkennung der Ver-
bındlıchker des Völkerrechts (Art Auch dıie stärkere parlamentarısche Eın-
bındung vgegenüber dem bısherigen Rechtszustand ırd gewürdiıgt. DDass erstmals

Verfassung zıvıle Mittel ZUT Frıiedenssicherung, ZUTr Konfliktverhütung
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oder ZUTL Konflıktnachsorge einbezogen werden 1-41 Abs Art 111 3()9
Abs 1ST besonders egrüßen

Allerdings enthält der Verfassungsvertrag Lichte der Europäischen S1-
cherheıtsstrateg1e ESS; „E1n sıcheres Europa besseren Welt \40) De-
zember und we1ılterer sıcherheıtspolıtıscher Beschlüsse keine ANSC-

Konkretionen ST zıvılen Konflıktbearbeıitung ı Bereıich der Friedens-
und Sıcherheiutspolitik.

Im Eiınzelnen dazu

Sicherheitspolitik
Verfassungsvertrag
Entstehung

Hauptlinien der (JgeEmeiInsamen Außen und Sicherheitspolitik (GASP)
In Art ( Vertrag über 6 Fassung Europa ırd als 1el1 der g -

nann den Frieden Z OÖrdern (4) In ıhren Beziıehungen ZUT übrigen Welt schützt
und Ördert die Unıion ihre Werte und Interessen S1e elistet Beıtrag TIE-
den Siıcherheit ZUT strıkten Eınhaltung und Weıterentwicklung des Völ-
kerrechts insbesondere SA Wahrung der (Grundsätze der C’harta der Vereıinten Na-
L1o0Nen

Be1l den Regelungen der Zuständigkeıiten der Union Nnımmt dıie (jemelnsame Au-
Ben und Sıcherheitspolitik (GASP) jöBieo wichtige Rolle CIM Ihr zentraler Bestand-
teıl 1St dıe (Jemelmnsame Sıcherheits un Verteidigungspolitik (GSVP) Konzepti0-
nell wichtig 1ST hıer dıe beabsıichtige Struktur Sıcherheits- und Verteidigungspolt-
tiık 2} CINCIM integralen Bestandteıl der Außenpolıitik machen und damıt /u-
ständıgkeıtsbereich ‚„„Außenminıisters der E: anzusıedeln

Eınes der oroßen Ziele der Europäischen Verfassung besteht darın 111C zuneh-
mende Kohärenz des außenpolıtischen Handelns der Mıtgliedsstaaten herzustellen
war können dıe Mıtgliedsstaaten auch weıterhın hre Außenpolıitik selbst gestal-
ten SIC verpflichten sıch aber sıch Fragen VO  —_ allgemeıner Bedeutung mıiıt der

abzustimmen (Art 40) DıIe Geme1insame Siıcherheits und Verteidigungspoli-
tık Art 41) „umfasst dıe schrıttwelise Festlegung SCIHNCINSAMECN Verte1d1-
gungspolıtik der Unıion S1e sıchert Ader Union 111C auf zıvıle un mılıtärıische
Miıttel gestutzte Fähigkeıt ÜUperationen Auf diese kann dıe Unıion be1l Mi1ss10-
Nen außerhalb der Unıon ZUT Friedenssicherung, Konflıktverhütung und ärkung
der internatıionalen Sıcherheit Übereinstimmung mıit den (Grundsätzen der
Charta der Vereıinten Natıonen zurückgreıfen 6 (Art 41 Abs DIie Mıtgheds-
taaten verpflichten SICH: .„ihre mılıtärıschen Fähigkeiten schrıittweise verbes-
SCTTN Es wırd 1Ne Agentur für dıe Bereiche Entwıcklung der Verteidigungsfähig-
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keıten, Forschung, Beschaffung und Küstung (Europäische Verteidigungsagentur)
eingerichtet‘ (ArtS Abs 3

Regelungen ZUT GSVP enthält auch der Abschnitt über dıe Politikbereiche der
Unıion: Die vorgesehenen Miıssıonen 1im Rahmen der (Gemelimnsamen Siıcherheilts-
un Verteidigungspolitik ‚„umfassen gemeınsame Abrüstungsmaßnahmen, humanı-
tare ufgaben und Rettungseinsätze, ufgaben der mılıtärischen Beratung und
Unterstützung, ufgaben der Konflıktverhütung und der Erhaltung des Friedens
SOWIE Kampfeıinsätze 1mM Rahmen der Krısenbewältigung einschlıeßlich Frieden
schaffender Maßnahmen und Öperatiıonen ZUT Stabiılısıerung der Lage nach Kon-
flıkten. Miıt allen ciesen Mıssıonen kann ZUT Bekämpfung des Terrorısmus be1ige-
(ragen werden‘ Art 11-309)

DIie zentrale Rolle des Europäischen ates der Staats- und Regjerungschefs hıegt
darın, dass S1e dıe strateg1ischen Interessen der testlegen und be1 Einstim-
migkeıt Grundsatzentscheidungen In der Gemeinsamen Außen- und Sıcherheits-
olıtık trefifen und Mılıtäreinsätze beschlıeßen (ArtZ Abs 459 Der Uro-
päische Gerichtshof hat 1m Bereich der Außen- und Sıcherheitspolitik ausdrücklıich
keıine Kompetenz (Art 11-376) Das EU-Parlament wırd wichtigen spekten
gehö un über dıe Entwicklungen der (Gemelinsamen Siıcherheits- und Verte1di1-
gungspolıtik regelmäßbıg informiert und gehört. Es ırd über ihre Entwıcklung auf
dem Laufenden gehalten (Art 1-41 Abs 5)

Zur außenpolıtische Handlungsfähigkeıt der ehören spezıelle Missıonen
einzelner Gruppen VO  - Miıtgliedsstaaten, dıie besondere mılıtärische Fähigkeiten
besıitzen und sıch der Sso  en „Ständigen Strukturijerten Zusammenarbeıt‘“
1m mılıtärıschen Bereıich der beteiligen Art. 1-41 Abs 6, Art. ILL-312) DIie
hlerzu sıch ergebenden Verpflichtungen sınd in dem 7z7u Verfassungsentwurf g -
hörenden 23 Protokoll über dıie ständıge strukturierte Zusammenarbeıt““ nıeder-
gelegt.

Europdische Sıcherheitsstrategie „Ein sıcheres Europa
In einer hesseren Welt“

Entstehung
Parallel ZU der Erarbeıitung des Verfassungsvertrages entstand in der zweıten Jah-

reshälfte 2003 eın für HSGF Fragestellung nach der irnedens- und sıcherheıtspoli-
tischen Entwicklung der wichtiges Papıer muıt dem Tıtel „Eın siıcheres Europa
In eiıner besseren Welt“ (Beschluss des Europäischen Rats OM P Dezember

Autor des Entwurtfs W alr der EU-Außen- un Sıcherheıitsbeauftragte Javıer
Solana. Anlass für den Auftrag, einen solchen ext formulıeren, W äar dıe HFr-
fahrung der Aufspaltung der während des rakkrıegs in dıe „Koalıtion der
Wıllıgen“ und derjenıgen, dıe 1ne Teilnahme Irakkrıeg ablehnten. In der uUuro-
päıschen Sıcherheitsstrategie sollten europäische Antworten und Entsprechungen
ZUrTr „Natıonal Securıity Strategie” der SA VO 2002 gefunden werden. Am De-
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zember 2003 wurde dıe Europäische Sıcherheıitsstrategie VO Europäischen Rat
der Staats und Regierungschefs beschlossen

Hauptlinien
DIe „„HCUCH Bedrohungen für Europas „Sicherheıit und Wohlstand“ werden

qls TUN! für dıe Entstehung der Europäischen Sıcherheitsstrategie genannt
lerrorısmus Verbreıtung VO  — Massenvernichtungswaffen regıonale Konflıikte
Scheıitern VOon Staaten und organısıerte Kriminalıtät Sicherheit he1lt damıt für dıe

insbesondere Wahrung der Stabilıtät Europas besonders dıie wirtschaftlıche
Stabıilıtät 1SL hıer geme1nt {)as Papıer nenn dre1 Wege der Europäischen Sıcher-
heıitsstrategıie

ärkung der Sıcherheıit den achbarregıionen Kuropas
Eınsatz für 111C Weltordnung auf der Grundlage wıirksamen Multilatera-
lI1ısmus
Abwehr alter und Bedrohungen (am besten vorbeugend uslan'
Hıerzu he1ißt CS „Unser herkömmlıches Konzept der Selbstverteidigung, das bıs

ZU nde des Kalten Krieges galt SINE VO  S der (Gjefahr Invasıon AdUSs Be1l den
Bedrohungen wird dıe erste Verteidigungslinie oftmals 1111 Ausland lıegen

Und etwas spater ‚Daher LLLUSSCII WIT bereıt SCIMN VOT dem Ausbrechen Krıise
andeln Konflıkten und Bedrohungen kann nıcht iIrüh vorgebeugt WCI-

den Das soll erreicht werden adurch dass dıe europäischen Akteure aktıver
kohärenter und handlungsfähiger werden. Konkret e1 das ‚„„Wır MUsSsSsch 116

strategische Kultur entwıckeln, dıe C1MN frühzeıltiges, rasches und WE nöt1g robus-
tes Eingreifen begünstigt.”

Auch ı der Europäischen Sıcherheıitsstrategie wiırd dıe zıvıle Kriısenprävention
und das zıvıle Krısenmanagement als C111 besonderer Beıtrag und Fähigkeıt der
gewürdıgt und soll] weıter ausgebaut werden Allerdings 1e2 uch hlıer wlieder NC
klare etonung auf der Konkretion für dıie mılıtärıschen Optionen und der Ver-
pflichtung ZU Ausbau der mılıtärıschen Fähıigkeıiten

IT Bisherige sicherheitspolitische Absprachen Planungen Szenarıen
Neben der ESS und der Verfassungsvertrag geregelten GASP SInd Be-

reich der Sicherheitspolitik eıtere Beschlüsse Nal dem Amsterdamer ertrag
VOoNn 99 / wırksam bzw Umsetzung egrıffen Bereıts auf dem Gıipfel
Öln 999 wurde cdıe Aufstellung „glaubwürdıiger mılıtärıscher Kräfte beschlos-
SCN auf „internatiıonale Krısen ICAQlICICH können Im Vertrag VOIl Nızza VO  —;
Dezember 2000 wurde diese Entwıcklunge fortgeschrıieben

Schon sınd über 000 Soldaten daus der auf dem Balkan, gha-
nıstan und anderen Stellen der Welt Eınsatz

Die Verteidigungsminister haben März 2004 mMI1t dem s() genannten
„Head ıne (0al 010“ konkrete rüstungspolıtıische Weıichenstellungen verabre-
det dıie 111 unı 2004 ON den Staats und Regjerungschefs bestätigt worden sınd
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Bıs 2010 soll 1ne EU-Eingreiftruppe muıt oldaten für weltweiıte und län-
SCIC FEinsätze verfügbar se1n, dıe innerhalb VO  e 6() agen einsatzbereıt sein sollen.
ıne entsprechende Umstrukturierung der Bundeswehr mıt notwendiger Umrüs-
tung ist 1mM ange Eıiıngreiftruppen mıt eiıner Stärke VON Oldaten SOWIEe
Stabılısıerungskräfte mıt oldaten Ssınd vorgesehen mıt dem In den Verte1-
digungspolıtischen Rıchtlinien bereıts 2003 benannten 1e1 Um seıne Interessen
und seinen internationalen Eıinfluss wahren und ıne aktıve Rolle in der FBrIie-
denssicherung spielen, stellt Deutschland In ANSCIHNCSSCHCHN Umfang Stre1it-
kräfte bereıt, dıe schnell und wırksam mıt den Streitkräften anderer Na-
t10onen eingesetzt werden können.

Außerdem werden bıs genannte .Battle Groups“ Je 500 Oldaten quf-
gestellt, dıe innerhalb VON bıs agen einsatzbereıt se1n sollen.

Im November 2004 haben dıe EU-Verteidigungsminister cdıe beschleunigte Aul
stellung der Battle Groups beschlossen In diesem und 1im nächsten Jahr sollen
schon FEıinsätze möglıch se1n, der nıederländısche Verteid1igungsminıister. Eıner
der ersten Gefechtsverbände wırd maßgeblıch VON Deutschland mıiıtgestellt.
2007 sollen 0S WEeI1I parallele Missionen möglıch se1InN.

Die In dem Verfassungsentwurf verankerte „Europäische Verteidigungsagentur”
arbeıtet bereıts (1m Herbst 2004 wurden dıe ersten Miıtarbeıiter eingestellt) und
ırd in den nächsten Jahren mehrere Mılharden Uuro für Forschungs- und Ent-
wıicklungszwecke VO  — der zugewlesen bekommen.

DIie Mıttel, dıe für zıvıle Kriısenbewältigung vorgesehen sınd, sınd sehr viel 9l
ringer (neben den Ausgaben für Dıplomatıe un Entwicklungshilfe//Mıllıarden
uro S1e beschränken sıch auch fast ausschlıeßlich auf den Wıederaufbau nach
mılıtärıischen Einsätzen: bıs 2008 sollen 01010 Polızısten, Rıchter, Berater oder
Verwaltungsspezlialisten ZUr Krısenbewältigung eingesetzt werden.

Im Maı 2004 erschlen 1mM Parıser Institut für strategısche tudiıen bıs 2001
für den Mılıtärpakt Westeuropäische Union aktıv, das ‚„„Euro-
PCah Defence aper  s DiIie Studie VON den Regierungen der U-Staaten in Auf-
(rag egeben worden. In diesem Papıer wırd iıne umfassende Aufrüstung der
befürwortet, un uch für e1in „präventives Engagement‘ geruüste se1n, da künf-
tiıge „regıonale KriegeBis 2010 soll eine EU-Eingreiftruppe mit 60.000 Soldaten für weltweite und län-  gere Einsätze verfügbar sein, die innerhalb von 60 Tagen einsatzbereit sein sollen.  Eine entsprechende Umstrukturierung. der Bundeswehr mit notwendiger Umrüs-  tung .ist im Gange: Eingreiftruppen mit einer Stärke von 35.000 Soldaten sowie  Stabilisierungskräfte mit 70.000 Soldaten sind vorgesehen mit dem in den Vertei-  digungspolitischen Richtlinien bereits 2003 benannten Ziel: Um seine Interessen  und seinen internationalen Einfluss zu wahren und eine aktive Rolle in der Frie-  denssicherung zu spielen, stellt Deutschland in angemessenem Umfang Streit-  kräfte bereit, die schnell und wirksam zusammen mit de_n Streitkräften anderer Na-  tionen eingesetzt werden können.  Außerdem werden 7 bis 8 so genannte „Battle Groups“ zu je 1.500 Soldaten auf-  gestellt, die innerhalb von 5 bis 30 Tagen einsatzbereit sein sollen,  Im November 2004 haben die EU-Verteidigungsminister die beschleunigte Auf-  stellung der Battle Groups beschlossen. In diesem und im nächsten Jahr sollen  schon Einsätze möglich sein, so der.niederländische Verteidigungsminister. Einer  der ersten Gefechtsverbände wird maßgeblich von Deutschland mitgestellt. Ab  2007 sollen sogar zwei parallele Missionen möglich sein.  Die in dem Verfassungsentwurf verankerte „Europäische Verteidigungsagentur““  arbeitet bereits (im Herbst 2004 wurden die ersten 77 Mitarbeiter eingestellt) und  wird in den nächsten Jahren mehrere Milliarden Euro für Forschungs- und Ent-  wicklungszwecke von der EU zugewiesen bekommen.  Die Mittel, die für zivile Krisenbewältigung vorgesehen sind, sind sehr viel ge-  ringer (neben den Ausgaben für Diplomatie und Entwicklungshilfe/7Milliarden  Euro). Sie beschränken sich auch fast ausschließlich auf den Wiederaufbau nach  militärischen Einsätzen: bis 2008 sollen 8.000 Polizisten, Richter, Berater oder  Verwaltungsspezialisten zur Krisenbewältigung eingesetzt werden.  Im Mai 2004 erschien im Pariser Institut für strategische Studien (ISS), bis 2001  für den Militärpakt Westeuropäische Union (WEU) aktiv, das so genannte „Euro-  pean Defence Paper“. Die Studie war von den Regierungen der EU-Staaten in Auf-  trag gegeben worden. In diesem Papier wird eine umfassende Aufrüstung der EU  befürwortet, um auch für ein „präventives Engagement“ gerüstet zu sein, da künf-  tige „regionale Kriege ... europäische Interessen tangieren‘“ könnten, „indem euro-  päische Sicherheit und Wohlstand direkt bedroht werden, beispielsweise durch die  Unterbrechung der Ölversorgung und/oder eine massive Erhöhung der Energie-  kosten, die Störung der Handels- und Warenströme“‘. Entsprechende Szenarien ge-  hen von einem Land aus, in dem „anti-westliche Kräfte die Macht erlangt‘“ haben,  die „Öl als Waffe“ benutzen, und „westliche Interessen“ angreifen. Ziel muss es  dann sein, „das besetzte Gebiet zu befreien und die Kontrolle über einige der Ölin-  stallationen, Pipelines und Häfen des Landes x zu erhalten“. — Der frühere Staats-  sekretär im Bundesverteidigungsministerium, Lothar Rühl, betont als Mitverfasser  dieser Studie, dass das Thema „Präemption/Prävention‘“ in dem Dokument zwar  überwiegend im Blick auf Kriegseinsätze mit konventionellen Streitkräften und  Spezialkräften behandelt werden. Aber auch die französischen und britischen Nu-  klearstreitkräfte seien nicht gusgesthossen; oder wie es in der Studie heißt: „Wir  239europälische Interessen tangıeren” könnten, „indem .UTO-

äısche Sıcherheit und Wohlstand direkt bedroht werden, beispielsweıse durch dıe
Unterbrechung der Ölversorgung und/oder ine massıve rhöhung der Energı1e-
kosten, dıe Störung der Handels- und Warenströme  .. Entsprechende Szenarıen g-
hen VOoNn einem and Aaus, in dem „antı-westliıche Kräfte dıe Macht erlangt” aben,
die 55 als Waflfte‘“ benutzen, und „westlıche Interessen“ angreıfen. 1e]1 11USS
dann se1IN, ‚„„‚das besetzte Gebilet befreien und dıie Kontrolle über ein1ge der Olin-
stallatıonen, Pıpelınes und Häfen des Landes erhalten‘‘. Der frühere Staats-
sekretär im Bundesverteidigungsminister1um, Lothar Rühl, betont als Miıtverfasser
dieser Studıe, dass das Thema „Präemption/Prävention” in dem Dokument WAar

überwıegend 1Im Blick auf Kriegseinsätze mıt konventionellen Streitkräften und
Spezlalkräften behandelt werden. Aber uch dıie französıschen und brıtiıschen Nu-
klearstreıitkräfte se1len nıcht gusgesthossen; oder WIE In der Studıie he1ißt ‚„„Wır
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haben uns nıcht gescheut auch Szenarıen prasentieren denen dıe natıonalen
Nuklearstreıitkräfte explızıt oder implızıt MmMIt einbezogen werden

olange der Verfassungsvertrag nıcht ratılızıert 1SE gıilt der Vertrag
der Fassung des Vertrags VO  — N17Zza (in Kraft SEeIL Februar Art
Vertrag der Fassung VON Nızza nımm: Von der verstärkten /Zusammenarbeıt
Bereıich der GASP gerade dıe „rragen MI1L mılıtärıschen oder verte1id1gungspolıt1-
schen Bezügen noch ausdrücklıch aus

Bewertung
Friedensethische Einschätzungen ZUT Europäischen Sıiıcherheits und

Verteidigungspolitik
(S O.) als oberstem aßstabnter der Maßgabe des „Frıedensgebots

christlıchen Friedensethıik sınd mehrere Elemente des Verfassungsvertrages
wıichtieg un egrüßen

als VOITANZ18CS 1e] und das Bekenntnis ZU|DITS etonung des „Friedens
Schutz der Menschenrechte ZUT strıkten Eınhaltung un! Weıterentwick-
lung des Völkerrechts insbesondere ZUT Wahrung der (rundsätze der Vereınten
Natıonen :A Abs und 4
Der Zwang ZUT Eınstimmigkeıt wıichtigen sıcherheıtspolitischen Fragen
(Art 1-41 Abs 4)
ıne stärkere parlamentarısche Eınbindung gegenüber dem jetzıgen Rechtszu-
stand
Idie erstmalıge Eınbeziehung zıvıler Miıttel ZUT Friedenssicherung, Konfliktver-
hütung oder Konflıktnachsorge Verfassungstext (Art. 1-41 Abs 1‚

{11-309 Abs

Kritik der VOrFAaNSIS milıiıtärıschen Optionen
Allerdings zıieht sıch sowochl Urc den Verfassungstext als auch durch das

Sıcherheitsstrategie Papıer WI1IC CIn FOLGT. Faden dass L1UT Bereıich der m111-
tärıschen Aktionsmöglıchkeıten und der dazu notlgen Ausrüstung konkrete Ziele
und Verbindlichkeiten tormuhert werden Idies ırd durch dıe deutliıchen mı1lhıtär-
polıtıschen Entscheidungen und Umsetzung befindlıchen Planungen unterstr1-
chen dıe alle letztliıch 11UT mılıtärıisch gefassten Siıcherheitsverständniıs
Rechnung tiragen

Auch cdie Maßgabe dass möglıchst Pravent IV zudem Drıittländern mıhtärıische
Operationen sprich Kriege kriegerische Eınsätze durchgeführt werden sollen

C1MN VOITANS1E miılhtärısch {f1xiertes und damıt ırratıonales Sıcherheitsverständ-
115 das den nalysen gegenwarlıger Konfliktfelder auch innerhalb der ESS und
den dazu notlLgen LÖösungsansätzen wıderspricht und sıch dem Verdacht C1NSC1I-

Interessendurchsetzung Mıt dem 1e] global einsatzfähıgen
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Mılıtärstreitmacht ist zudem die Gefahr des Wıderspruchs ZU Deutschen CGirund-
DSESECZ angelegt, das In Artıkel 26 Angrıiffskriege ausdrücklıich ausschhelbt.

„Frıeden wahren, fördern und erneuern“ In der ökumeniıschen Per-
spektive des Vorrangs für zıvıle und gewaltfreıe LÖsungsansätze (Basel
wıderspricht diametral einem solchen vorrang1ıg miılıtärisch verstandenen und kon-
kretisierten Sıcherheitsverständnıis, mıt dem dıe als „globaler Akteur‘“‘ 1h-
ICcCH art der Verantwortung für dıie lobale Sıcherheit übernehmen 1ll

DIe Eınrichtung einer „Europäischen Verteidigungsagentur“ bereıts 1m Jahre
2004 und dıe in der EU-Verfassung vorgesehene Verpflichtung der Mıtglıiedsstaa-
ten, „ıhre mılıtärıschen Fähigkeiten schrittweise verbessern“‘ nthält sıcherlich
nıcht dem Wortsinn nach iıne Verpflichtung ZUr Aufrüstung; sicherlich geht
auch Abstoßung veralteter mılıtärıischer eräte, Harmonisierung der miılı-
tärıschen BeschaffungspraxI1s; aber geht ben auch ıne außerordentliche.
Mıllıarden VON Euros verschlıngende Umstrukturierung und damıt auch MTrUuS-
(ung der europäischen mılıtärıiıschen Kapazıtäten, umn dıe Entwiıcklung un „Stär-
kung der industriellen und technologischen Basıs des Verteidigungssektors,
Forschung auf dem Gebiet der Verteidigungstechnologie unterstutzen und DSC-
meınsame Forschungsaktivıtäten... koordinieren und planen“ (Art IH=33471
Abs d 9 e)) Dieses resige Vorhaben JEWISS Hr eiınen gezielteren Eıinsatz der
Verteidigungsausgaben“ (Art IHSSEI ADbs e)) kann durchaus angesıichts der
Dımension 1M Vergleıch dem Eınsatz für zıvıle Miıttel der Sıcherheits- und Ver-
teidigungspolitik, SOWIE angesıchts der dafür verbrauchten Ressourcen als Aufrüs-
(ung bezeichnet werden.

Auch im Bliıck auf dıe Bekämpfung des Terroriısmus ırd dieses Er-
kenntnis VOIN dessen „Komplexen Ursachen“ letztlıch miılıtärisch ZUSC-
spıtzte Sıcherheitsverständnis erkennbar, WECNN ZU FKEınen .„„Oftmals‘‘ dıe SCESTE
VerteidigungslinieMilitärstreitmacht ist zudem die Gefahr des Widerspruchs zum Deutschen Grund-  gesetz angelegt, das in Artikel 26 Angriffskriege ausdrücklich ausschließt.  „Frieden zu wahren, zu fördern und zu erneuern“ — in der ökumenischen Per-  spektive des Vorrangs für zivile und gewaltfreie Lösungsansätze (Basel 1989) —  widerspricht diametral einem solchen vorrangig militärisch verstandenen und kon-  kretisierten Sicherheitsverständnis, mit dem die EU als „globaler Akteur“ (ESS) ih-  ren Part der Verantwortung für die globale Sicherheit übernehmen will.  Die Einrichtung einer „Europäischen Verteidigungsagentur‘ bereits im Jahre  2004 und die in der EU-Verfassung vorgesehene Verpflichtung der Mitgliedsstaa-  ten, „ihre militärischen Fähigkeiten schrittweise zu verbessern“ enthält sicherlich  nicht dem Wortsinn nach eine Verpflichtung zur Aufrüstung; sicherlich geht es  auch um Abstoßung veralteter militärischer Geräte, um Harmonisierung der mili-  tärischen Beschaffungspraxis; aber es geht eben auch um eine außerordentliche,  Milliarden von Euros verschlingende Umstrukturierung und damit auch Umrüs-  tung der europäischen militärischen Kapazitäten, um die Entwicklung und „Stär-  kung der industriellen und technologischen Basis des Verteidigungssektors, um  Forschung auf dem Gebiet der Verteidigungstechnologie zu unterstützen und ge-  meinsame Forschungsaktivitäten... zu koordinieren und zu planen“ (Art. II-311  Abs. 1 d), e)). Dieses riesige Vorhaben — gewiss „für einen gezielteren Einsatz der  Verteidigungsausgaben“ (Art. II-311 Abs. 1 e)) — kann durchaus angesichts der  Dimension im Vergleich zu dem Einsatz für zivile Mittel der Sicherheits- und Ver-  teidigungspolitik, sowie angesichts der dafür verbrauchten Ressourcen als Aufrüs-  tung bezeichnet werden.  Auch im Blick auf die Bekämpfung des Terrorismus wird dieses — trotz Er-  kenntnis von dessen „komplexen Ursachen“ (ESS) — letztlich militärisch zuge-  spitzte Sicherheitsverständnis erkennbar, wenn zum Einen „oftmals‘ die „erste  Verteidigungslinie ... im Ausland“ liegend gesehen wird. Zum Anderen wird im  EU-Verfassungsentwurf nicht wie im deutschen Grundgesetz die grundlegende  „Unterscheidung zwischen militärischem Verteidigungshandeln und ziviler Ge-  fahrenabwehr“ (Robbers) getroffen, sondern eine gefährlich übergreifende Rolle  des Militärs gezeichnet, wenn die Mitgliedsstaaten der EU sich auch zu „Kampf-  einsätzen als Unterstützung für Drittstaaten bei der Bekämpfung des Terrorismus  in ihrem Hoheitsgebiet‘“ verpflichten (Art. III-210, vgl. Art. IITI-309). Dabei ist  schon jetzt deutlich zu sehen, wie wenig militärische Mittel zum Krieg gegen den  Terror ausrichten, wie Terror nicht nur von politischen Gruppen und Banden aus-  geht, sondern mit Häuserzerstörungen, gezielten Tötungen, völkerrechtswidrigen  Bombardierungen eben auch von Staaten, oder wie durch Antiterrorkrieg neue For-  men des Terrors erst evoziert werden (Irak).  Selbst die Nennung ziviler Mittel sowohl in der ESS als auch im Verfassungs-  entwurf darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass diese Mittel im Sinne einer prä-  ventiven Konfliktregelung und -verhütung weder näher benannt noch in entspre-  Cchende verbindliche Regelungen gefasst sind; de facto ergänzen sie vielmehr höch-  stens die militärischen Mittel, sind aber deren Zielen untergeordnet, können etwa  in Konflikten oder zum nachsorgenden Wiederaufbau einer zivilen Regierung  2411mM Ausland““ 1egend gesehen wIird. /Z/um Anderen wırd 1m
EU-Verfassungsentwurf nıcht W1IEe 1M deutschen Grundgesetz dıie grundlegende
„Unterscheidung zwıschen mılıtärıischem Verteidigungshandeln und zıvıler Ge-
fahrenabwehr“‘“‘ (Robbers) getroffen, sondern ıne gefährlıch übergreiıfende Rolle
des Mılıtärs gezeichnet, WCNN dıe Miıtgliedsstaaten der sıch auch ‚Kampf-
einsätzen als Unterstützung für Drıttstaaten be1l der Bekämpfung des Terroriısmus
In ihrem Hoheıtsgebiet“ verpflichten (Art 1H-210, vgl Arı 11-309) Dabe! 1st
schon Jjetzt deutlich sehen, W1Ie wen1g mıhtärische Miıttel A Krieg den
Jerror ausrıichten, WIEe Jerror nıcht HUr VvVo  — polıtıschen Gruppen und Banden UuSs-
geht, sondern mıt Häuserzerstörungen, gezielten Tötungen, völkerrechtswıdriıgen
Bombardıierungen eben auch VON Staaten. oder W1€e durch Antıterrorkrieg NECUEC For-
INenNn des Terrors erst evozıert werden (Irak)

Selbst dıie Nennung zıvıiler Mıttel sowohl in der ESS als auch 1m Verfassungs-
entwurt darf nıcht darüber hıinwegtäuschen, dass diese Miıttel 1m Sınne eıner präa-
ventiven Konflıktregelung und -verhütung weder näher benannt noch in CNISpre-
chende verbindliche Kegelungen efasst SInd: de facto ergänzen S1e vielmehr hÖöch-
sStens dıe mIilıtärischen Miıttel, sınd aber deren Zielen untergeordnet, können etwa
ın Konflikten oder 7u nachsorgenden Wiıederaufbau eiıner zıvılen Reglerung
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herangezogen werden  SS Damıt ırd sowohl dıie Glaubwürdigkeıt VON zivilef
Konfliıktbearbeitung als auch dıie Rolle der als ehrlicher Makler aufs ple. g-

Obwohl dıe zıivilmılıtärische Zusammenarbeıt ın Afghanıstan und Irak sıch
vielTacC als gefährlich für die Zıvılısten, die Helfer und iıhre Arbeıt erwıiesen hat,
soll dies 1n der Strategie 1U testgeschriıeben werden. DIie Rahmenbedingungen für
inNe unabhängıge und zıvıle Entwicklungskooperation werden verschlechtert,
denn die me1ılisten zivilen Projekte leben VO Vertrauen ihrer Partner, dass S1e. sel-
ber unabhängıg und neutral sınd und auch wahrgenommen werden können.
Vıele internatiıonale Verbände und auch das Diakonische Werk UNsSsSeCICI Kırche ha-
ben davor W: dass dıie Instrumentalısıerung zıvıiler sowohl dıie rund-
lage der Kooperatıion ZersStOT! als auch dıie Helfer efährdet.

Am Maßlßstab eıner vorrang12 zıvılen präventiven Konflıktbearbeitung und
Gewaltverbot in internationalen Beziehungen II  9 mussten hıer dıe spezıiel-
len Fähigkeıiten der EU-Mitgliıedsstaaten In den Bereichen der Dıplomatıe und der
Ziviılen Konflıktbearbeitung viel stärker eingebracht werden. iıne europäische
Agentur für Abrüstung und Konversıion würde dem selbst gesetzten 1e]1 des T1e-
dens entsprechen, ebenso ein Amt für Rüstungskontrolle, eın Verbot VO  — Massen-
vernichtungswalfen, dıie Achtung des Krieges, eın Eıntreten für das Recht auf
Kriegsdienstverweigerung auftf europäischer Ebene W1e dıe Ausbildung Von TIE-
densfac.  äften, bessere finanzıelle Ausstattung des Aktıonsplans der Bundesre-
g]jerung „Ziviıle Krisenprävention, Konflıktlösung und Friedenskonsolıdierun  ..
(1Z Maı 2004, wWww.auswaertiges-amt.de/ aktıonsplan), die Stärkung eıner unab-
hängigen Frıiedensforschung oder auch dıe Schaffung eıner nstanz ZUT FEvalule-
rTung bısheriger Finanzmuttel für miılıtärische Z/wecke 1m IC auf dıe damıt C1I-

reichten Ziele, dıe unbeabsıchtigten Nebenwirkungen (Schäden) und welche
dırekten und indırekten Kosten dadurch entstanden Ssınd und Wäas mıt diesen Miıt-
teln hätte bewiırkt werden können, WEeNN S$1e präventiv als Wırtschaftshilfe, für den
Eınsatz: VOIl OSZE-Beobachtern, ZUT Unterstützung VO  — gewaltfreı1 arbeıtenden
zıvılgesellschaftlıchen Grupplerungen eingesetzt worden wären (Evaluierung zıiv1l-
mılıtärischer Eınsätze).

Kritik der AUr pauschalen Verweisung auf die NS  AAarla

uch WENNn immer wıeder die feste Bındung der GSVP der VOT allem ihrer
möglıchen exterritorialen Eınsätze, das Völkerrecht, insbesondere dıie CGrund-
Satze der UN-Charta betont wırd, fällt auf, dass dıe Bındung VON FEiınsätzen
eın ausdrücklıches Mandat des UN-Sicherheitsrates Art. S UN-Charta) keıner
Stelle genannt wird: dıe Präzedenzfälle KOS0OVO und Irak ohne entsprechendes
Mandat sınd bekannt. ESs pricht ein1ges dafür, dass mıt der NUur allgemeınen Be-
zugnahme auf die der eben doch eın unabhäng1ges orgehen möglıch
bleiıben soll, „„VOT dem Ausbruch einer Krise handeln“

Selbst der Hınweliıs, dıie Se1 selber nıcht ıtglıe: der deshalb mMusse 6S
mıt der Unterwerfung unter die (irundsätze der C‘harta se1n Bewenden haben trıfft
das Problem nıcht, da auch ohne Miıtgliedschaft sıch e1in polıtischer Verband W1Ie
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dıe bestimmte ausdrücklıich bezeichnete Regelungen der Charta bınden
kann Im Vertrag VON Nızza ırd dıe Verschränkung der mıiıt den Urc hre
Mıtglıeder Sıcherheitsrat und deren ‚„ Verantwortlichkeıiten aufgrund der Charta
der Vereıinten Natıonen“ (Art 19 Vertrag) eCuH16 benannt

Ginge der wirklıch die Stärkung des internatiıonalen Rechts Gestalt
der bräuchte SIC nıcht CI9CNC Interventionskräfte aufzubauen sondern könnte
dafür SUTSCH dass ndlıch dıe Art 45 und 47 der Charta miıt Leben efüllt werden
indem dıe dem Sıcherheitsrat Eıinheıiten ZUT Verfügung stellt und auf dıe Bıl-
dung des Art vorgesehenen Generalstabsausschusses beım Siıcherheitsrat
hınarbeıtet Ebenso könnte dıie alle iıhre Möglıchkeıiten Nutzen dıe OSZE

wıirksamen Instrument kollektiver Sıcherheit Sinne der C'harta
auszubauen Als Regıionalorganisation der der alle europäischen Staaten
gehören könnten würde dıe OSZE ılıtärp. WIC die ATO oder auch 1116

CISCNC europäische Miılıtärmacht erübrıgen (Stärkung der irıedenskonsolidieren-
den Kapazıtät der UN  © Eınriıchtung Peace--Bulldıng Commıission mıiıt eNTt-
sprechendem Koordinierungsbüro be1l den UN)

HIT Kritik der unzulänglichen demokratischen Kontraolle
Als welterer krıtischer Punkt Verfassungsvertrag 1ST dıe schwache Kon-

trolle der Gemeinsamen Außen und Sıcherheitspolitik der durch das Par-
lament und das Fehlen jeglıcher Überprüfungsmöglichkei durch den Ge-
richtshof CNNEeEN Hıer besteht angesichts der für 11C Demokratıe wesentlichen
Gewaltenteilung aller Verbesserungen gegenüber der bısherigen Vertrags-
wırklıchkeit noch C1IiMn deutliıches DefTizıt Vıelfältig sınd dıe Posıtionen dıe bereıits

wang ZUr Eiınstimmigkeit A ausreichende Sicherung sehen aubßberdem VCI-
dränge hıer dıe Verfassung nıcht das Deutsche Grundgesetz ‚„‚.Deutschland darf
sıch weıterhın nıcht Angrıiffskrieg beteiligen und jeder Eınsatz der
Bundeswehr Ausland bedarf der Zustimmung des Bundestages‘“ (Wınter
10 Maı 05) DIies 1ST wohl verfassungsrechtlich und rechtssystematıisch der Be-
zıehung zwıschen und - Verfassung riıchtig.

Dennoch sSınd dıe Konflıktfelder ı Bereıich der praktıschen Polıtik bereıts CI -
kennbar:

Wıe Ste dıe Verpflichtung, dıe mılıtärıiıschen Fähigkeıten schrıttweise VCI-
bessern, ZU Recht des Bundestages, den Haushalt des Verteidigungsministeri-
U1l kürzen?
WOo wırd beı Planung oder Durchführung „vorbeugenden Kampfeinsatzes
dıe Girenze AA durch verbotenen Angrıffskrieg überschriıtten?
Wıe 1St angesichts Mobilısıierungszeıt Von 980808 WENLSCH JTagen (Battle
Groups) 1Ne durch den Bundestag notwendıge Beschlussfassung überhaupt
möglıch?
Auf ängere Sıcht könnte hıer der Verfassungswirklichkeit Be-

deutungsverlust des Grundgesetzes kommen
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Dass -der gerade erz1elte ONSENS über das Miıtwirkungsrecht des Bundestages
be1l Auslandseıinsätzen deutscher Soldaten schon wleder bröckelt“ (Ratsch
ırd auch durch den EU-Verfassungsentwurf selber gefördert, WE im azugehö-
rıgen Protokall über dıie ständıge strukturierte Zusammenarbeıt den Mıtglieds-
tTaaten nahe gelegt wiırd, ‚‚konkrete Maßnahmen ZUT Stärkung der Verfügbarkeıt“
ihrer Iruppen ergreıfen; dazu sollen S1e „gegebenenfalls ihre natıonalen Be-
schlussfassungsverfahren überprüfen“ (Art 27 C)

Eınen ersten Schriutt in diıeser Rıchtung hat dıe Bundesrepublı bereıts gemacht
mıt dem Parlamentsbeteiuligungsgesetz VO März 2005 Darın wırd die Ent-
sendung VON „Erkundungskommandos““ SOWIE VO  a einzelnen Soldaten 1m Rahmen
VON NATO- oder EU-Einsätzen ohne Bundestagsbeteijuligung ermöglıcht. „Beı1 Eın-
satzen VO  —; geringer Intensıtät und ITragweıte“” ırd dıe Zustimmung ünftge „n
einem vereinfachten Verfahren erteılt werden‘‘, auch WENN, WIEe die Verteidigungs-
polıtıschen Rıchtlinien teststellen. dıe „„Grenzen zwıschen den unterschiedlichen
Eınsatzarten T1eßend“ sınd und ıne ‚rasche Eskalatıon VO  — Konflıkten,
durch eın friedenserhaltender Eınsatz In eine Operatıon mıt höherer Intensıtät über-
geht  c nıcht ausgeschlossen werden kann.

DIie hıer möglıche TOS10N natıonaler Verfassungen IE ihrer gewollten Irans-
formatıon hın Z° größeren (Ganzen einer frıedenssichernden europäischen Ver-
fassung macht den: Ausbau der demokratischen Strukturen in der 1I11SO drın-
gender.

Gerechter Friede als Voraussetzung für Sıcherheit
Orientiert e1 eiInes Gerechten Friedens sollte zugleıich darauf gedrängt

werden.,. dıe Intentionen des Verfassungsvertrags, nämlıch Bekämpfung der Armut,
Verminderung sOo710-Okonomischer Ungleichgewichte und der Schutz der natur-
liıchen Umwelt, vorrang1g In verbindliche Formen polıtıscher Praxıs überführen.
Entsprechen den Analysen der Hauptbedrohungen der Menschheit geht darum,
Entwicklung als dıie wichtigste Vorraussetzung für Siıcherheit NUnN mıt oberster
Prioritätensetzung polıtısch umzusetzen, damıt Kuropa als global verantwortliche
zıvıle Friedensmacht selnen Weg In dıie Zukuqft dieser Welt geht
Der vollständige ext 1st IM Internet brufbar UNnter
WWekirde/ekir/landessynode_2006_58661 UASD
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